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Herrn Bundesrat A. Rösti 
 
Departement UVEK 
Per E-Mail an: polg@bafu.admin.ch 
 
 
Winterthur und Fribourg, 12. April 2026 

 

Revision der Chemie-Risikoreduktions-Verordnung*) in 

Sachen Pflanzenschutzmittel im Rahmen des 

«Umweltpaketes 2026» 

*) ChemRRV / SR 814.81 / Teil 2, Pflanzenschutzmittel (PSM)  

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Rösti, Sehr geehrte Damen und Herren, 

Der svu | asep als Verband mit rund 300 in verschiedensten Umweltbereichen, insbesondere 

auch im Naturschutz der Forstwirtschaft und der Agrarökologie tätigen Fachleuten, bedankt sich 

für den Einbezug in die Vernehmlassung. Erneut möchten wir die Möglichkeit nutzen, zur Frage 

von Pestizidrisiken, welche aus der Landwirtschaft erwachsen, Stellung zu beziehen. Wir 

möchten aber auch daran erinnern, dass wir uns bereits 2020 zur Chemie-Risikoreduktions-

Verordnung (ChemRRV) gegenüber dem Bundesamt für Landwirtschaft – und insbesondere in 

Bezug auf geplante Absenkpfade für den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln (PSM) – klar 

geäussert hatten: Wir haben die Stossrichtung der damals beantragten Änderungen im Grund-

satz begrüsst: Wir beurteilten den Absenkpfad bei PSM-Einsätzen als geeignet, um das Risiko 

von PSM zu reduzieren. Indem der Staat die Ziele des Absenkpfades festlegt, nimmt er seine 

Verantwortung in den Bereichen Umwelt und Gesundheit wahr. Wir empfahlen allerdings einen, 

über längere Fristen definierten, verbindlich vorgegebenen Absenkpfad. 
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Allgemeines: 

Unsere aktuelle Antwort erfolgt rechtzeitig und nach einer Konsultation von Experten des 

Gewässerschutzes und der Umweltallianz. Es besteht die Übereinstimmung: Wir erachten die 

erneute Revision der ChemRRV in Sachen Pflanzenschutzmitteln (PSM) als sehr kritisch:  

Über das Trinkwasser, das in der Schweiz verbreitet aus Grund- oder Quellwasser gewonnen 

wird, sowie über Rückstände in Nahrungsmitteln, gerät die breite Bevölkerung in Kontakt mit 

den Wirkstoffen und gewissen Abbauprodukten: Diese sind oft stark gesundheitsgefährdend. 

Auch wenn die Wissenslücken bezüglich humantoxischer und ökotoxischer Effekte von PSM 

sind weiterhin gross. Die Wirkstoffe wurden teilweise vor Jahrzehnten zugelassen, als die 

Wissenschaft noch weniger weit fortgeschritten und die Zulassungsauflagen weniger streng 

waren. Aktuelle wissenschaftliche Erkenntnisse zeigen, dass viele Wirkstoffe und ihre 

Abbauprodukte schädlicher und persistenter sind als bisher angenommen. Das Prinzip muss 

heissen: Im Zweifelsfalle auf die Anwendung von PSM zu verzichten - insbesondere bei Böden 

die eine hohe Wasserdurchlässigkeit haben oder welche stark zur Akkumulation der giftigen 

Substanzen tendieren. Ein derartiger Verzicht ist besonders bei grossflächigen, stark 

vulnerablen Grundwasserleitern angezeigt. 

Auch sind wir uns bewusst, dass Quarantäneorganismen problematische Auswirkungen 

sowohl auf einheimische Arten als auch auf die Landwirtschaft haben können. Aufgrund 

der bereits weiteren Verbreitung der Quarantäneorganismen Asiatische Hornisse sowie 

Japankäfer stehen die Risiken der Praxisänderung in einem unangemessenen Verhältnis zu 

deren Chancen. Die grossen Risiken bestehen in den potenziell massiven, negativen Aus-

wirkungen innerhalb der vorgeschlagenen (sensiblen!) Anwendungsgebiete von PSM. 

Die Asiatische Hornisse ist in der Schweiz schon relativ weit verbreitet, insbesondere in 

der Nordwestschweiz und im Jura. Der Japankäfer ist im Tessin und Teilen des Wallis bereits 

flächig verbreitet und auch nördlich der Alpen sind innerhalb kürzester Zeit in vielen Kantonen 

Befallsherde gemeldet worden. 

Die vorliegende Verordnungsrevision betrifft neben Quarantäneorganismen auch 

«potenzielle Quarantäneorganismen». Bei Letzteren stellt sich die Frage, nach welchen 

Kriterien bestimmt wird, ab wann ein «besonders gefährlicher Schadorganismus» dazu 

zählt und welche Instanz dies beurteilt? Gerade weil es sich hier um die Anwendung von Stoffen 

geht, welche nachweislich sehr gefährlich für Natur und Umwelt und insbesondere auch für die 

Produktionsgrundlagen der Landwirtschaft (Wasser und Boden) müssen die Ausnahme- 

tatbestände – unter welchen diese Stoffe freigesetzt werden dürfen – so präzise wie möglich 

umschrieben werden! 

Wir beurteilen die geplante Verordnungsrevision kurz entsprechend den unterschiedlichen 

betroffenen Biotopen, resp. Schutzgebietstypen: vgl. Detailbegründungen weiter unten. 

Wir empfehlen, die Verordnung nochmals einer genauen naturwissenschaftlichen und 

unabhängigen Prüfung zu unterziehen. Als Eventualantrag verlangen wir aber auch, dass die 

nicht quantifizierten respektive besonders «schwammigen» Begriffe der «Eindämmung» und 

der «potentiellen» Quarantäneorganismen aus dem Verordnungstext gestrichen werden:  
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Eventualantrag (zum Anhang 2.5 Pflanzenschutzmittel; Ziff. 1.2 Abs. 3bis / Bst. e): 

Zur Tilgung oder Eindämmung eines Quarantäneorganismus oder eines 

potenziellen Quarantäneorganismus in den nachfolgenden Lebensräumen […] 

Detailbegründungen: 

- Wertvolle Arten und Biotope / Naturschutzgebiete:  

Der Einsatz von PSM würde unweigerlich auch viele Nicht-Ziel-Organismen treffen und 

dadurch den Schutz gefährdeter Arten schwächen. Es wären auch potentielle 

Feinde der Quarantäneorganismen – also potentielle Nützlinge – betroffen, 

womit sich der PSM-Einsatz so gezielt er auch sein mag, kontraproduktiv 

auswirken würde. Auch hier ist die Konformität mit den gesetzlichen Grundlagen 

fraglich: So statuiert Art. 18 Abs. 2 des Bundesgesetzes über den Natur- und 

Heimatschutz (NHG), dass bei der S c h ä d l i n g s - B ekämpfung mit Giftstoffen 

schützenswerte Tier- und Pflanzenarten nicht gefährdet werden dürfen. Ausnahmen 

müssen zwingend gerechtfertigt werden. Es bedürfte im Einzelfall einer 

Interessenabwägung nach Art. 18 Abs. 1ter NHG. Falls die Interessenabwägung 

zu Gunsten des Gifteinsatzes ausfällt, müssen zwingend Ersatzmassnahmen 

getroffen werden. Eine Regelung, wie die Ersatzmassnahmen gefunden und 

umgesetzt werden sollen fehlt leider momentan. Die Lockerung im Bereich von 

Naturschutzgebieten, Hecken und Feldgehölzen (diese geniessen den Schutz nach 

Art. 18 Abs. 1bis NHG) verstösst gegen übergeordnetes Gesetzesrecht. 

 

- Fruchtbare, natürlich gewachsene Böden: 
Zur tatsächlichen Bekämpfung des Japankäfers müsste der Boden flächig 

behandelt werden. Da es kein spezifisches PSM gegen den Japankäfer gibt, würde 

dadurch der gesamte Boden mitsamt seinen vielfältigen Organismen abgetötet 

werden. Dies würde nicht nur die Biodiversität schädigen, sondern auch deren 

essentielle Leistungen, in diesem Fall u.a. fruchtbare Böden. Die Interessens-

abwägung würde somit einseitig zugunsten kurzfristigen Interessen vorgenommen; 

langfristig profitieren weder die Natur noch die Landwirtschaft, welche auf fruchtbare 

Böden angewiesen ist. Dazu kommt: Der Einsatz von PSM scheint im Falle des 

Japankäfers weniger zielführend zu sein, als dies im Zuge der vorliegenden 

Verordnungsänderung erhofft wurde. So hält sich der Japankäfer gemäss Agroscope  
zur Vermehrung häufig in Habitaten auf, die keine landwirtschaftlichen Flächen sind 

(sondern Flächen wie Freizeit- und Gartenanlagen, Sportplätze, Waldränder, 

Auengebiete oder Privatgärten). Die vorliegende Verordnungsänderung ist somit eher 

nicht zielführend, um grössere Schäden an landwirtschaftlichen Kulturen zu verhindern, 

wie es im erläuternden Bericht heisst. 
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- Wälder mit überlagerter Naturschutzfunktion: 
Die Ökosysteme des Waldes reagieren besonders sensibel auf chemische 

Belastungen, weshalb der Einsatz von Pestiziden dort seit langem verboten ist. So sind 

diese Fremdstoffe besonders heikel für die zahlreichen gefährdeten Arten, welchen der 

Wald als Lebensraum dient. Zudem treffen Pestizide im Wald ausser den Quarantäne-

Organismen (oder «Schädlingen»), die sie bekämpfen sollen, auch andere Insekten und 

Tiere (sogenannte «Nicht-Ziel-Organismen», bspw. bestäubende Bienen, Schmetter-

linge und Vögel), möglicherweise können auch viele «potenzielle Nützlinge» betroffen 

sein. Die PSM haben unkontrollierbare Auswirkungen auf die Nahrungsketten. 

Schliesslich hängt die natürliche Regeneration des Waldes von einem intakten 

Bodenleben ab, welches durch den Pestizideinsatz geschädigt würde. Studien haben 

gezeigt, wie empfindlich der Wald auf Veränderungen des Bodens und chemischer 

Stoffe im Boden reagiert. 

 

- Grundwasser als Trinkwasserressource: 

Art. 6 Abs. 1 und 2 des Gewässerschutzgesetzes (GSchG)  
Dieser Gesetzesartikel verbietet das Einbringen von Pflanzenschutzmitteln in ein 

Gewässer: 

 

1 Es ist untersagt, Stoffe, die Wasser verunreinigen können, mittelbar oder 

unmittelbar in ein Gewässer einzubringen oder sie versickern zu lassen. 
 

2 Es ist auch untersagt, solche Stoffe ausserhalb eines Gewässers abzulagern oder 

auszubringen, sofern dadurch die konkrete Gefahr einer Verunreinigung des 

Wassers entsteht. 

 

Ausnahmen von diesem Verunreinigungsgebot sind im Gesetzestext nicht vorgesehen 

und die geplante Revision der ChemRRV, welche die Anwendung von PSM direkt am 

Gewässer (im 3m Streifen) und/oder im Gewässerraum erlauben würde, hält den 

Rahmen des Gesetzes nicht ein. Würden nämlich PSM im 3m Streifen oder im 

Gewässerraum ausgebracht, gelangen diese zwangsläufig (direkt oder durch Abdrift) 

und/oder mittelbar (durch Oberflächenabfluss) ins Gewässer und bewirken eine 

gesetzesverletzende Verunreinigung. Gegen invasive Insekten wie den Japankäfer 

würden Insektizide ausgebracht. Alle sind hochtoxisch für Wasserorganismen, 

namentlich für Fische, Fischnährtiere, Amphibien, Krebse und Muscheln. Der 

ökologische Schaden durch solche Aktionen wäre unermesslich. Der Nutzen vage oder 

nicht vorhanden. 
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Die vorgesehenen Ausnahmebewilligungen widersprechen überdies dem Schutz des 

Gewässerraumes nach der Gewässerschutzverordnung (Art. 41a, b, c1) Die 

Gesetzeskonformität der vorgesehenen Ausnahmebewilligungen wären deshalb  

anzuzweifeln. Die Ausnahmen würden stattdessen den Gewässerschutz 

und daraus folgernd den Schutz unseres Trinkwassers gefährden. 

 

 

 

Fazit: 

Die Stossrichtung der Verordnung ist grundsätzlich riskant und steht damit sogar im klaren 

Gegensatz zu ihrem eigenen Titel. Wir ersuchen Sie daher, geschätzter Herr Bundesrat Rösti, 

diese Revision zurückzunehmen oder mindestens unseren Eventualantrag betreffend der 

«potentiellen Quarantäne-Organismen» nochmals einer exakten unabhängigen, naturwissen-

schaftlichen Prüfung zu unterziehen.  

 

 

 
Als Beauftragter für Vernehmlassungen des svu | asep: 

 
Matthias Gfeller, Dr. sc. techn. ETH  
Vorstandsmitglied  

 Betr. 
matthias.gfeller56@gmail.com   

 
Für das Präsidium des svu | asep: 

 
Nathalie Currat, Msc. en Géographie 
Présidente 
 

 


